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Dein Abo gegen  
Dummheit, Lüge und Hass.
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Am Montag brach der Mann, der sich einst auf der Pegi-da-Bühne als Nino Köhler vorgestellt hatte, sein Schweigen. In einer persönlichen Erklärung gestand der 31jährige Angeklagte am Landge-richt Dresden, vor der Fatih-Moschee in der Landeshauptstadt selbstgebau-te Rohrbomben in einem Eimer mit brennbaren Stoffen abgestellt und mit-tels Zeitschaltuhr gezündet zu haben. Er sei ebenfalls verantwortlich für den am selben Tag – dem 26. September 2016 – explodierten Sprengsatz am »Internationalen Congress Center«. Nino Köhlers Begründung für die Ta-ten: »Ich wollte nur ein Zeichen set-zen«. Nachfragen ließ der Angeklagte nicht zu.
Die Staatsanwaltschaft Dresden wirft Nino Köhler versuchten Mord, versuch-te gefährliche Körperverletzung, Her-beiführung von Sprengstoffexplosionen und schwere Brandstiftung vor. Der Imam der Moschee, seine Frau sowie die damals sechs und zehn Jahre alten Söhne waren während des Anschlags im Gebäude, blieben aber unverletzt. Nach Ansicht der Generalstaatsanwalt-schaft habe der Belüftungsmonteur, der über DNA-Spuren ermittelt wur-de, gewusst, dass sich Menschen in der Moschee befunden hätten. Fremden-feindliche Motive hätten Nino Köhler zu den Taten veranlasst. Er habe »als bekennender Anhänger« der rassisti-schen Pegida-Bewegung und aufgrund seiner »außerordentlichen Abneigung gegenüber Ausländern muslimischen Glaubens« gehandelt, hatte Oberstaats-anwalt Ricardo Schulz bereits am ver-gangenen Mittwoch erklärt.Aus seinem Hass hatte Nino Köhler schon im Juli 2015 keinen Hehl ge-macht und war für seine Hetztiraden von Pegida-Anhängern bejubelt wor-

den. Das Video seiner Rede auf dem Dresdner Altmarkt ist nach wie vor auf Youtube verfügbar. Der Chef des rech-ten Bündnisses, Lutz Bachmann, for-dert darin das Publikum zu einem »Rie-senapplaus für unseren Nino« auf. Der sonst in »sozialen Netzwerken« äußerst Mitteilungsbedürftige schweigt bisher zum Geständnis des einstigen Mitstrei-ters. Ohnehin fühlt sich der vielfach verurteilte Serieneinbrecher, Kokain-händler und Gewalttäter Bachmann mittlerweile zu Höherem berufen. Am vergangenen Samstag heizte er eine Kundgebung in Cottbus an. Für die-se Demonstranten, unter ihnen etliche Neonazis, hatte auch AfD-Bundestags-fraktionschefin Alice Weidel am Sonn-

tag abend in der ARD nur warmherzige Worte übrig: »Mein erster Gruß geht an die Menschen in Cottbus, die Bürger, die auf die Straße gehen, die sich weh-ren, dass messerstechende Migranten auf unseren Straßen herumlaufen.«Am Sonntag war Bachmann dann zu Gast beim Landesparteitag der sächsischen AfD in Hoyerswerda, im Schlepptau des Briten Stephen Yax-ley-Lennon, der unter dem Namen Tommy Robinson Karriere im neo-faschistischen Milieu machte. Bereits seit Monaten hatte der AfD-Bundes-tagsabgeordnete und Richter Jens Maier für ein Bündnis mit Pegida ge-trommelt, nun sollte es besiegelt wer-den. Die frühere Vorsitzende Frauke 

Petry, die nach der Bundestagswahl im September ihrer Partei den Rücken gekehrt hatte, war stets auf Distanz zu Bachmanns Truppe gegangen. Nun be-greift die AfD Ostdeutschland als ihr Sprungbrett zur Regierungsübernah-me. Der Schlüssel dazu liege in Sach-sen, sagte Bundesvorstandssprecher Jörg Meuthen laut dpa in Hoyerswer-da. Und der frisch gekürte Landeschef Jörg Urban verwies sogleich auf Pegi-da: »Wir wissen, dass das unsere Basis auf der Straße ist.« Der Beschluss des AfD-Bundeskonvents, der eine Ko-operation verbietet, müsse aufgehoben werden. »Wir im Osten wissen, was Pegida ist, wer da auf der Straße ist und was für Leute das sind.«

Hass wird salonfähig

Friedensengel für Kriegstreiber
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UNICEF: Zahlreiche Kinder im Nahen Osten getötet

Amman. Bei den verschiedenen be-waffneten Konflikten im Nahen Osten sind nach Angaben des UN-Kinderhilfswerks UNICEF seit Jahresbeginn bereits mehr als 80 Kinder ums Leben gekommen. »Allein im Januar wurden bei der eskalierenden Gewalt im Irak, in Libyen, Palästina, Syrien und dem Jemen mindestens 83 Kinder getö-tet«, sagte der UNICEF-Regional-direktor für den Nahen Osten und Nordafrika, Geert Cappelaere, am Montag in Amman. Mit 59 Minder-jährigen, die in Syrien starben, war dort die Opferzahl besonders hoch. Die Kinder seien durch Kampf-handlungen oder Selbstmordatten-tate getötet worden oder auf der Flucht erfroren, sagte Cappelaere. Er verwies zudem auf die katast-rophalen Lebensumstände in den Konfliktregionen: »Nicht Hunderte, nicht Tausende, sondern Millionen von Kindern im Nahen Osten und Nordafrika werden ihrer Kindheit beraubt«, sagte Cappelaere.  (AFP/jW)

Ryanair-Boss sagt Piloten den Kampf an
Frankfurt am Main. Ryanair-Chef Michael O'Leary befeuert den Kon-flikt mit seinen Piloten und nimmt dafür auch Streiks zur Hochsaison im Kauf. Sein Unternehmen werde den »lächerlichen Forderungen« der Flugkapitäne nicht nachgeben, erklärte er am Montag in einer Vi-deobotschaft. Das Geschäft könnte deshalb zu Ostern durch Ausstände beeinträchtigt werden. Trotz Streiks konnte Europas größte Billigflug-gesellschaft ihren Gewinn nach Steuern zuletzt um zwölf Prozent auf 106 Millionen Euro steigern. Die Ansprüche der Piloten stellte der Konzernchef als überholt dar. Ihre Forderungen stammten aus vergan-genen Zeiten, als die Branche von In-effizienz geprägt gewesen sei. Damit spielte er auf Verträge und Gehälter bei traditionellen Fluggesellschaften an, die Ryanair seit Jahrzehnten mit seinem »Ultrabillig«-Geschäftsmo-dell angreift.  (Reuters/jW)

Fatih-Moschee in Dresden nach dem Anschlag: »Ich wollte nur ein Zeichen setzen«, sagte der mutmaßliche Täter am Montag
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Privatisierer
Britannien: Patienten und Gewerk­schafter stellen sich dem Ver­kauf von Kliniken entgegen

AtomkraftgegnerBrennelemente aus Jülich sollen in die USA geliefert werden. Protest­aktion vor NRW­Staatskanzlei

Verteidiger
Marsch auf Afrin: Tausende Menschen wollen den kurdischen Distrikt in Nordsyrien unterstützen

Hardliner
Europäischer Polizeikongress in Berlin: G­20­Gesamteinsatzleiter Hart­mut Dudde gibt Ratschläge 
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Pegida-Anhänger gesteht Bombenanschläge. AfD besiegelt Bündnis mit Dresdner 

Rassisten. Von Michael Merz

Türkischer Angriff auf Afrin stockt. Präsident Erdogan beim PapstDie türkische Armee und ver-bündete Dschihadisten der »Freien Syrischen Armee« konnten auch zu Wochenbeginn kei-ne entscheidenden Geländegewin-ne im nordsyrischen Afrin erringen. Dagegen gelang es den kurdischen Volksverteidigungseinheiten YPG nach eigenen Angaben, einen weite-ren türkischen Panzer zu zerstören.Der Beschuss ziviler Ziele in Af-rin durch türkische Artillerie dauerte am Montag unvermindert an. Bom-bardiert wurde auch das Zentrum der 

medizinischen Hilfsorganisation Kur-discher Roter Halbmond im Bezirk Raco. Allerdings wurden seit Sonntag keine Luftangriffe auf Afrin mehr ge-meldet. Das führte zu Spekulationen, wonach Russland den Luftraum für die türkische Luftwaffe wieder ge-sperrt habe. Ein solcher Schritt könnte eine Reaktion auf den Abschuss eines russischen Kampfflugzeuges durch die mit der Türkei verbündete Dschi-hadistenmiliz Haia Tahrir Al-Scham (HTS) am Samstag in der benach-barten syrischen Provinz Idlib sein. 

Dort flogen die russische und syri-sche Luftwaffe weiter Angriffe gegen Stellungen der Aufständischen. Die Organisation »Weißhelme« verbrei-tete, dass in der Stadt Sarakeb drei Helfer und sechs weitere Menschen durch Chlorgas verletzt worden seien. Aufgrund der Nähe der als Hilfsorga-nisation auftretenden Gruppierung zu den Dschihadisten ist eine solche Meldung allerdings mit Vorsicht zu genießen.
Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan kam am Montag in 

Rom mit Papst Franziskus zusam-men. Hauptthema dieses ersten Be-suchs eines türkischen Staatschefs im Vatikan seit 59 Jahren war die Jeru-salem-Frage. Das Kirchenoberhaupt überreichte Erdogan eine Medaille mit einem »Friedensengel, der den Dämon des Krieges besiegt«. Im Zentrum der italienischen Hauptstadt waren alle Demonstrationen verboten worden. Die Polizei ging gewaltsam gegen Teil-nehmer einer Mahnwache von Kurdin-nen und Kurden vor. Nick BraunsSiehe Seite 7

wird herausgegeben von  2.084 Genossinnen und  Genossen (Stand 1.12.2017)
n www.jungewelt.de/lpg
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Wiederbelebung
Die unvermutete Schwäche der Macht – über Revolution und  Evolution in Peter Hacks’ Operette »Orpheus in der Unterwelt«. Der Dramatiker und Essayist wäre am 21. März 90 Jahre alt geworden.  Von Jens Mehrle
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An Wohlfahrt ist 
nichts  falsch
Diskussion Das Soziale muss aber nicht zwangsläufig 
durch den Nationalstaat gewährleistet sein. Über das 
schwierige Verhältnis der Linken zum Staat

le Anarchisten denken nur an den Staat, 
wenn es um Herrschaft geht. Ich denke, 
das ist ein Fehler. Unter all den herr-
schaftlichen Institutionen, die existie-
ren, ist der Staat eine relativ bescheidene. 
Im Staat haben wir, zumindest solange 
die Gesellschaft demokratisch ist, einen 
gewissen Einfluss auf das, was passiert. 
Auf das, was in Konzernen passiert, ha-
ben wir überhaupt keinen Einfluss. Dort 
finden wir die wirklichen Tyranneien. 
Und solange die Gesellschaft von priva-
ten Tyranneien beherrscht wird – was 
die schlimmste Form der Unterdrückung 
ist  –, solange brauchen Menschen Me-
chanismen, um sich verteidigen zu kön-
nen. Der Staat ist ein solcher Mechanis-
mus.«

Politik wird nicht nur 
vom  Staat gemacht
Nun gut. Die Trennung, die Choms-
ky hier anspricht, hat allerdings nicht 
zwangsläufig mit dem Staat zu tun. In 
erster Linie geht es um den Gegensatz 
zwischen dem »Politischen« und dem 
»Ökonomischen«. Dass die Politik ein-
gesetzt werden kann (und soll), um die 
negativen Einflüsse der Ökonomie ein-
zudämmen, ist wenig kontrovers. Der 
Wohlfahrtsstaat baut darauf auf. Doch 
ist die Tatsache, dass in Westeuropa der 
Staat diese Rolle übernommen hat, zwar 

Von Gabriel Kuhn

E
ine Zeit lang hatte man ge-
dacht, der Spuk des National-
staats sei vorbei. Globalisie-
rung, der Hype um Michael 
Hardts und Antonio Negris 

»Empire« und die von den neuen Kom-
munikationstechnologien angefeuerte 
internationale Vernetzung machten ei-
nen glauben, seine Zeit als Machtfaktor 
sei abgelaufen. Doch spätestens mit Do-
nald Trumps »America First«, Brexit und 
den flächendeckenden Wahlerfolgen 
rechter Parteien hat sich der National-
staat eindrucksvoll zurückgemeldet. Wo-
bei: Seine Bedeutung mag eine Zeitlang 
in den Hintergrund getreten sein, aber 
erledigt war er nie.

Für die Rechte ist der Nationalstaat 
das rettende Bollwerk gegen ungeliebte 
Migration, gescheitertes Multikulti und 
dekadenten Kosmopolitismus. Schwieri-
ger ist es für die Linke. Oft wird hier eine 
Spaltung diagnostiziert. Die dafür ver-
wendeten Termini unterscheiden sich je 
nach politischer Orientierung. So tren-
nen manche einen »neoliberalen« von 
einem »klassenkämpferischen« Flügel, 
andere einen »emanzipatorischen« von 
einem »national-sozialen«. Zweiteilun-
gen solcher Art zeichnen immer ein ver-
einfachtes Bild. Doch der Konflikt, den sie 
andeuten, ist real und hat weitreichende 
Konsequenzen. Sind es transnationale 
Organisationen, Bildung und »Weltof-
fenheit« (gerne über Reisen, Auslands-
aufenthalte und Fremdsprachenkennt-
nisse definiert), die uns vor der Barbarei 
bewahren, oder ist es Engagement »vor 
Ort« und Gerechtigkeit für »das Volk«?

Wie hält es die Linke 
mit dem Wohlfahrtsstaat?
Was auch immer die Antwort sein mag, 
um eine Auseinandersetzung mit dem 
Nationalstaat kommen wir nicht herum. 
Zu sehr bestimmt er unsere politischen 
Realitäten und Handlungsspielräume. 
Der Imperialismustheoretiker Samir 
Amin behauptet in seinem letzten, post-
hum veröffentlichten Buch »Souveräni-
tät im Dienst der Völker« gar: »Der Nati-
onalstaat bleibt der einzige Rahmen, in 
dem die entscheidenden Kämpfe statt-
finden, die letztlich die Welt verändern.«

In unseren Breitengraden mündet 
die Auseinandersetzung mit dem Nati-
onalstaat oft in einer Auseinanderset-
zung mit der prägenden Staatsform der 
westeuropäischen Nachkriegszeit: dem 
Wohlfahrtsstaat. Während sich Teile der 
Linken auf dessen Verteidigung konzent-
rieren – zum Teil tatsächlich mit starkem 
Bezug auf nationale oder gar völkische 
Identitäten –, unterziehen ihn andere 
einer grundlegenden Kritik. Diese kon-
zentriert sich auf seinen Ausschlusscha-
rakter, sowohl was interne Hierarchisie-
rungen betrifft (Sozialchauvinismus) 
als auch Grenzziehungen nach Außen 
(Staatsbürgerschaft). Die Kritik ist be-
rechtigt. Ein Wohlfahrtsstaat, der nicht 
allen in gleichem Maße dient und zu-
gänglich ist, schafft keine Gerechtigkeit. 
Manchmal jedoch scheint die Kritik po-
litisch ins Leere zu laufen. Denn was ist 
die Konsequenz? Den Wohlfahrtsstaat 
abzuschaffen? Müsste er nicht eher aus-
gedehnt werden?

Hier wird es freilich interessant. 
Denn die Ausdehnung des Wohlfahrts-
staates scheitert nicht nur an gutem 
Willen, sondern wesentlich auch daran, 
dass er auf der Ausbeutung anderer be-
ruht. Eine sinnvolle Diskussion über die 
Ausdehnung der Wohlfahrt (mit oder 
ohne Staat) kann ohne Diskussion über 
den Imperialismus nicht stattfinden. Die 
entscheidende Frage zu den Ausschluss-
mechanismen des Wohlfahrtsstaates ist: 
Welche von ihnen sind notwendig, damit 
er überhaupt existieren kann?

Die wichtigsten Grenzen verlaufen 
hier nach wie vor zwischen den Regio-
nen, die wir heute globalen Norden und 
globalen Süden nennen. Mit anderen 
Worten: Zwischen Ländern, die vom Im-
perialismus profitieren, und Ländern, die 
das nicht tun. Auch diese Zweiteilung ist 
vereinfachend. Es gibt Reichtum im glo-
balen Süden und Armut im globalen Nor-
den; Globalisierung und Migration verwi-
schen die Grenzen zusehends. Und doch 
gilt auch hier: Die Grenzen sind real und 
haben weitreichende Konsequenzen.

Was aber heißt das für ein politisches 
Verhältnis zum Nationalstaat oder zum 
nationalen Wohlfahrsstaat? Hier müssen 
wir differenzieren. Dass der Staat eine 
Rolle in der Verteidigung eines relativen 
Maßes an sozialer Gerechtigkeit spielen 
kann, wird sogar von prominenten Anar-
chist_innen zugestanden. Noam Choms-
ky meinte 2010 in einem Interview: »Vie-

historisch bedingt, aber nicht notwendig. 
Es gibt viele Länder auf der Welt, wo zivil-
gesellschaftliche, kirchliche oder auch 
gewerkschaftliche Kräfte diese Aufgabe 
wahrnehmen und nicht staatliche. Auch 
in Westeuropa wird Politik bekannter-
weise (und glücklicherweise) nicht nur 
vom Staat gemacht, sondern auch von 
sozialen Bewegungen, Basisinitiativen 
und Interventionen im Alltag.

Zudem geht manchmal unter, dass 
Staat nicht zwangsläufig Nationalstaat 
sein muss. Bei einem Gespräch zu Staats-
bürgerkonzepten während des ak-Auto-
rentreffens im September 2018 wurden 
»Sanctuary Cities« als Beispiel für eine 

Deutung gesellschaftlicher Zugehörig-
keit genannt, die sich gegen nationalis-
tische Praktiken wendet. Wertvoll ist in 
diesem Zusammenhang auch der Blick 
auf die Versuche in Chiapas und Kurdis-
tan, kollektive Selbstbestimmung ohne 
Rekurs auf nationalstaatliche Identität 
durchzusetzen.

An Wohlfahrt ist nichts falsch, und 
es macht wenig Sinn, ein Leben in Wohl-
fahrt infrage zu stellen, das Menschen als 
Resultat biografischer Zufälle und sozia-
ler Kämpfe gewonnen haben. Gleichzei-
tig ist kein linker Anspruch ernstzuneh-
men, der einer bestimmten Gruppe von 
Menschen Wohlfahrt zu-, einer anderen 
jedoch abspricht. Oder noch schlimmer: 
der die Wohlfahrt einer bestimmten 
Gruppe von Menschen auf Kosten der 
Wohlfahrt anderer sichern will.

Eine gerechte und nachhaltige Welt 
mag für einige Menschen die Aufgabe re-
lativer Privilegien bedeuten, doch letzt-
lich gewinnen auch sie. Auf dem Weg 
dorthin ist ein pragmatischer Umgang 
mit dem Staat erforderlich. Er darf nicht 
nationalistisch aufgeladen werden, lässt 
sich aber auch nicht schöngeistig wegre-
den. Der Weg zum Kommunismus bleibt 
kompliziert. 

Gabriel Kuhn schrieb in ak 631 über 
Klassenpolitik und Internationalismus.

Beispiel für kollektive Selbstbestimmung ohne Rekurs auf nationalstaatliche 
Identität: die Sanctuary Cities.


